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1. Religion in der pluralistischen Gesellschaft 

Der Faktor Religion zählt. Gesellschaftlich, politisch, kulturell, recht-
lich, ja sogar ökologisch und nicht zuletzt auch ästhetisch. Aus der Per-
spektive des religionssoziologischen Paradigmas der Säkularisierung 
wäre es vor Jahrzehnten undenkbar gewesen, dass Religion und religiöse 
Praxis auch noch in der zweiten Dekade des 21. Jahrhunderts einen sol-
chen öffentlichen Stellenwert einnehmen würde, wie wir es in unserer 
Zeit beobachten können. Dieser prognostische Irrtum insbesondere der 
Soziologie wird inzwischen sogar unumwunden eingestanden. So kons-
tatiert der international renommierte Religionssoziologe Peter L. Berger: 
Wir haben „Fakten, die die Idee der Säkularisierung zu unterstützen 
schienen, (...) missinterpretiert. Unser Hauptfehler war, Pluralismus als 
einen von mehreren Faktoren misszuverstehen, die Säkularisierung för-
dern; tatsächlich aber ist Pluralismus, also die Koexistenz verschiedener 
Weltanschauungen und Wertesysteme in ein- und derselben Gesell-
schaft, die große Veränderung, die die Moderne für die Stellung der Re-
ligion sowohl im Bewusstsein des Individuums als auch in der instituti-
onellen Ordnung herbeigeführt hat.“ (Berger 2015, 8)  
„Religion und Öffentlichkeit“ bzw. „öffentliche Religion“ ist vor dem 
Hintergrund pluralistischer und freiheitlicher Gesellschaften zu einem 
bemerkenswerten Signum unserer Zeit geworden, zu dem sich ein eige-
ner Diskurs etabliert hat, in dem die akademischen Protagonisten in den 
letzten Jahren ungemein produktiv waren und für eine Fülle an Publika-
tionen gesorgt haben. Immer wieder kommt es zu Anstößen und Provo-
kationen, bei denen ausgehend von konflikthaften Einzelaspekten die 
Grundsatzfrage nach Zulässigkeit und Bedeutung von öffentlicher Reli-
gion aufgeworfen wird: In welcher Weise darf Religion öffentlich sein? 
In welchen Formen und mit welchen Inhalten darf Religion sich öffent-
lich konfigurieren? Was davon ist durch die positive Religionsfreiheit 
abgedeckt? Und was wiederum bedroht die negative Religionsfreiheit? 
Vor Jahren sorgte die Kruzifixdebatte für heftige Auseinandersetzungen; 
wenig später folgte der Kopftuchstreit, der immer wieder aufflammt, 
jüngst durch die Debatte um Burka und Burkini. Auch Krippen bei 
Weihnachtsmärkten oder die traditionellen St. Martinsumzüge zum 11. 
November sorgen gerade in diesen Tagen immer wieder für Diskus-
sionsstoff. Die Foren der Auseinandersetzung sind unterschiedlich: 
Nicht nur die Medien bringen Konfliktthemen im Kontext von Religion 
und Öffentlichkeit gerne in ihre Berichterstattung und Diskussionsräu-
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me, auch Gerichte sind zunehmend als Klärungsinstanz gefragt. Das 
betrifft nicht nur das Bundesverfassungsgericht, wie zum Beispiel beim 
Kruzifixurteil von 1995, sondern verstärkt auch den Europäischen Ge-
richtshof für Menschenrechte (EGMR) in Strasbourg – hier ging es in 
den letzten Jahren neben vielen anderen Themen um Fragen wie Kir-
chenglockengeläut und Kopftuchtragen, Diskriminierung oder Anerken-
nung von Religionsgemeinschaften. 
Nun, wie gesagt: Der Faktor Religion zählt. Wohlweislich in anderer 
Weise als es die Religionsgemeinschaften oftmals intendieren dürften. 
Nicht selten stehen Kritik und Infragestellung an erster Stelle der Aus-
einandersetzung. Zudem hat Religion vor allem im europäischen Raum 
nicht mehr den gesellschaftlichen Machtstatus, den sie in längst vergan-
gen Tagen hatte. Aber sie ist und bleibt eine öffentliche Angelegenheit – 
eine res publica, und damit eine Angelegenheit der Republik und ihrer 
Institutionen. Staat und Politik sind und bleiben in ihrer Eigenschaft als 
normierende Ordnungsmacht zum einen und als gesellschaftlicher, de-
mokratisch legitimierter Gestaltungsmodus zum andern in vielfältiger 
Weise mit dem Thema der Religion befasst. Denn Religion und Religi-
onsausübung stellen das alltägliche gesellschaftliche Zusammenleben – 
im lokalen Kontext ebenso wie im nationalstaatlichen Rahmen – immer 
wieder vor neue Herausforderungen, die sich auch auf das vermeintlich 
eingespielte Verhältnis von Staat und Religion auswirken können (Hei-
mann 2016, 9). Obgleich ein zunehmender Anteil der Bevölkerung in 
Deutschland (und anderen europäischen Staaten) keiner Religion ange-
hört, kommen Fragen der Religion sowie der Öffentlichkeit von Religi-
on vor allem durch den wachsenden Anteil der muslimischen Bevölke-
rung in den Blick.1

Trotz des widersprüchlichen empirischen Befundes vom gleichzeitigen 
Verschwinden und Vorkommen der Religion gelingt es dieser verstärkt 
auch in westlichen Gesellschaften, in der politischen und medialen Öf-
fentlichkeit anwesend, sichtbar, wahrnehmbar und infolgedessen streit-
bar zu sein: Religion bleibt nicht begrenzt auf den Bereich des privaten 
Erlebens, sie dient auch als Medium der öffentlichen Darstellung kultu-
reller Differenzen, und über sie werden soziale Konflikte und der Kampf 
um öffentliche Anerkennung insbesondere marginalisierter Gruppen 
ausgetragen (Höhn 2014, 152). Diese Zuschreibungen stehen in Span-
nung zu Befunden, die im Kontext des Säkularisierungstheorems zu 
verorten sind und nach wie vor Gültigkeit beanspruchen können: Dem-
nach hat Religion in einem postreligiösen Zeitalter „weitgehend ausge-
dient als Zulieferer von Erklärungen zur Herkunft der Welt, als Legiti-
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mationsbeschaffung politischer Machtausübung, als kollektives Depot 
für Lebenssinn und als Generator moralischer Normen. Für sämtliche 
dieser Kompetenzen stehen in der Moderne Alternativen zu Verfügung.“ 
(Höhn 2014, 151) Die Prozesse einer Ersetzung und Ablösung, einer 
Profanierung und Verdunstung religiöser Traditionen, Themen und 
Symbole sind in westlichen Gesellschaften unbestritten virulent. Und 
doch hat sich die Projektion auf ein säkularisierungsbedingtes Ende der 
Religion nicht bestätigt. Denn Religion transformiert sich, ihre Gestalten 
und Funktionen verändern sich, aber sie vergeht nicht. So ist eben nicht 
mit ihrem finalen Verschwinden zu rechnen, sondern mit ihrer Per-
sistenz (Höhn 2014, 151). Zugespitzt formuliert Hans-Joachim Höhn: 
„Nicht die Religion ist völlig am Ende, sondern das Proklamieren ihres 
völligen (und fälligen) Endens.“ (Höhn 2014, 152) Gerade in der unbe-
haglichen und orientierungsdefizitären Gegenwart vermag Religion trotz 
eines multiplen Kompetenzverlustes „als identitätsstiftendes Widerlager 
von Fremdheitserfahrungen in Migrationsgesellschaften, als politische 
Gegenkraft eines moralischen Relativismus, als kultureller Gegenent-
wurf zu einer entfesselten ökonomischen Zweckrationalität“ (Höhn 
2014, 152) zu fungieren. Folglich: Religion bleibt, kommt vor, provo-
ziert und wird immer zu einem streitbaren Thema in der Öffentlichkeit. 
Höhn spricht zudem von einer „neue(n) Wertigkeit der öffentlichen 
Kommunikation über das Religiöse“ und entwickelt vor dem Hinter-
grund der religiösen Signatur moderner Gesellschaft eigens eine „Theo-
rie religiöser Dispersion“ (Höhn 2007, 33 f.). 

2. Die Öffentlichkeitsdimensionen von Religion 

Gegenwärtig lassen sich mindestens folgende neun Öffentlichkeits-
dimensionen von Religion ausmachen: Erstens steht durch die bloße 
Sichtbarkeit oder das bewusst demonstrative Präsentieren und Zeigen 
immer wieder die Frage nach Zulässigkeit oder Unzulässigkeit von reli-
giösen Symbolen im öffentlichen Raum in der Diskussion. Zweitens – 
und zuweilen mit der ersten Dimension eng verbunden – geht es um die 
Ausgestaltung der Religionsfreiheit und um das potentielle oder tatsäch-
liche normative Kollidieren zu anderen verfassungsbasierten bzw. 
grundgesetzlichen Freiheitsrechten. Drittens treffen wir – als eine spezi-
fische Konkretisierung der positiven Religionsfreiheit – auf den Diskurs 
um die öffentlich-diskursive Zulässigkeit religiöser Überzeugungen und 
Argumente in wichtigen politischen Belangen und Entscheidungsprozes-
sen. Viertens wird immer wieder der verfassungsrechtliche bzw. juristi-
sche Status von Religionsgemeinschaften verhandelt, insofern es um die 
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Frage der Anerkennung als Körperschaft des öffentlichen Rechts geht; 
überdies finden sich, wie zuvor angedeutet, weitere religionspolitische 
Fragen vor der richterlichen Entscheidungsinstanzen wieder. Fünftens
trifft man auf die Erörterung, was Religionen zum Zusammenhalt und 
Gemeinwohl der Gesellschaft beitragen können und infolgedessen die 
freundliche Förderung des Staates verdienen. Sechstens wird um die 
Gewaltaffinität von Religionen und ihre Rolle als soziale Störenfriede 
und politische Konfliktfaktoren und um die Perspektiven eines interreli-
giösen Friedens in der Gesellschaft gestritten. Siebtens betrifft die Frage 
des Religionsunterrichtes an öffentlichen Schulen und die Einrichtung, 
das Vorhandensein oder Weiterbestehen theologischer Fakultäten, Insti-
tute oder Zentren an staatlichen Hochschulen den Bereich der vom Staat 
getragenen und verantworteten öffentlichen Bildung und Wissenschaft. 
Achtens fordern die unterschiedlichen Formen der öffentlichen – und 
zum Teil staatlich geschützten oder unterstützten – Präsenz von Religi-
on(en) eine manifeste und dezidierte Religionskritik mit gesellschaftli-
cher Wirkung heraus. Neuntens wirken Darstellungen und Spiegelungen 
religiöser Themen im Raum der Kunst, nicht selten in provokanter Ab-
sicht, auf die bzw. in der Öffentlichkeit.  
Es würde den Umfang dieses Beitrages sprengen, nun all diese Öffent-
lichkeitsdimensionen ausführlich darstellen und vertiefen zu wollen. 
Daher sollen in erster Linie zwei der genannten acht Dimensionen in den 
Mittelpunkt der nachfolgenden Überlegungen gerückt werden: Zum ei-
nen das Thema der grundgesetzlich verbürgten Religionsfreiheit im sä-
kularen und offenkundig religionsfreundlichen Staat sowie zum anderen 
die vor allem ethisch brisante Frage nach der Zulässigkeit von religiösen 
Überzeugungen und Argumenten im öffentlichen Diskurs. Dass Religi-
onsgemeinschaften, vernehmbar vertreten durch deren Mitglieder oder 
durch ihre führenden Repräsentanten, in politisch grundlegenden Dis-
kursen auf partikuläre religiöse Überzeugungen rekurrieren und von 
diesen ihre Argumente herleiten, lässt sich als konkrete Ausgestaltung 
der positiven Religionsfreiheit verstehen. Umstritten ist im religionspoli-
tischen Diskurs der Gegenwart dabei, ob dies überhaupt und falls ja, in 
welchem Ausmaß zulässig sein soll. Dazu im fünften Abschnitt mehr. 
Insofern der zeitgeschichtliche Kontext und Diskurs durch die span-
nungsreichen Begrifflichkeiten von Säkularität und Postsäkularität ge-
prägt sind, befasst sich der nächste Abschnitt zunächst kurz damit. 
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3. Säkularität und Postsäkularität als parallel-komplementäre Pa-
radigmen der Gegenwart 

Mit Beginn des 21. Jahrhunderts setzte ein sich nach und nach intensi-
vierender Diskurs zu den Begriffen der Säkularisierung, des Säkularis-
mus, der Säkularität und Postsäkularität ein. An diesem Diskurs sind 
verschiedene Disziplinen – Philosophie, Soziologie, Theologie, Ethik, 
Politikwissenschaft sowie Rechtswissenschaft – beteiligt. Vielbeachtete 
und diskutierte Schriften namhafter intellektueller Protagonisten aus 
dem nordamerikanischen und deutschen Sprachraum und Denkkontext 
wurden und werden bis heute diskutiert. Dazu zählen insbesondere die 
politisch-philosophischen bzw. religionspolitischen Diskursbeiträge von
John Rawls, Charles Taylor und Jürgen Habermas. Ergänzend dazu sind 
die religionssoziologischen Beiträge von José Casanova und Hans Joas 
zu nennen. Insofern die ausschlaggebenden Herausforderungen im Ver-
hältnis von Religion, Staat und Gesellschaft für diese drei Bezugsgrößen 
bestehen bleiben – und sich vermutlich auf weitere Gesellschaften aus-
weiten werden – wird der Diskurs auch in Zukunft fortgesetzt werden 
(müssen). Auf den im Diskurs immer wieder eingespielten Vergleich 
zwischen Europa bzw. europäischen Gesellschaften und den USA werde 
ich hier nicht eigens eingehen. 
Das so genannte Säkularisierungstheorem war über weite Strecken des 
letzten Drittels des 20. Jahrhunderts ein bestimmender sozial-
wissenschaftlicher, näherhin soziologischer Diagnoseansatz mit prog-
nostischem Akzent hinsichtlich der gesellschaftlichen Relevanz von
Religion in modernen Gesellschaften. Drei zentrale Merkmale werden 
immer wieder zur soziologischen Kennzeichnung der religiösen Situati-
on unter den Vorzeichen der Säkularisierung angeführt: Privatisierung, 
Marginalisierung und Emanzipation in Folge der funktionalen Ausdiffe-
renzierung moderner Gesellschaften (Casanova 2015, 18f.). Inzwischen 
dürfte die Kategorie der Säkularisierung ausgedient haben, wenngleich 
,säkular‘ von bleibender empirischer und reflexiver Relevanz ist. 
José Casanova, der die genannte dreigliedrige Kennzeichnungen einge-
führt hat, unternimmt eine weiterführende analytische Unterscheidung, 
mit der er drei Verständnismöglichkeiten von ‚säkular‘ aufzeigt und 
charakterisiert. Demnach lässt sich ‚säkular‘ erstens verstehen im Sinne 
von „bloßer Säkularität“. Dieses Verständnis bezieht sich auf die phä-
nomenologische Erfahrung, in einer säkularen Welt und einem säkularen 
Zeitalter zu leben. Dabei bleibt religiös zu sein eine für den Einzelnen 
realisierbare Option. Zweitens lässt ‚säkular‘ sich verstehen als eine in 
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sich geschlossene, sich selbst genügende und ausschließende Säkularität. 
Dies konkretisiert sich in der phänomenologischen Erfahrung eines Le-
bens ohne Religion, was als normal, quasi-natürlich und somit als 
selbstverständlich erachtet wird. ‚Säkular‘ kann schließlich drittens be-
deuten, dass es Merkmal der conditio humana und somit wiederum Teil 
der phänomenologischen Erfahrung ist, von der ‚Religion‘ befreit wor-
den zu sein, also religionsfrei zu sein als Bedingung menschlichen Ge-
deihens (Casanova 2015, 17).  
Für die Frage nach der Öffentlichkeit von Religion kommt vor allem 
eine säkular geprägte politische Sphäre in den Blick, die den demokrati-
schen Rechtsstaat und eine demokratische Öffentlichkeit vor Augen hat, 
die sich gegenüber allen weltanschaulichem Auffassungen, religiösen 
und nicht-religiösen, neutral zeigt. Das Säkulare lässt sich demnach als 
ein neutraler Raum bestimmen „an dem alle teilhaben können, die in 
einer Gesellschaft leben, welche religiös gesehen nicht homogen oder 
multikulturell ist“ – also in einer Gesellschaft, in der verschiedene, mit-
einander konkurrierende Auffassungen dessen, was ‚heilig‘ oder ‚pro-
fan‘ ist, anzutreffen sind (Casanova 2015, 10f.). Demzufolge lassen sich 
zunächst alle Mitglieder einer modernen Gesellschaft als ‚säkular’ kenn-
zeichnen. Die modernen Gesellschaften sind säkular und werden dies 
auf absehbare Zeit bleiben – als weltlicher Ort menschlichen Gedeihens. 
Als komplementäre Begrifflichkeit zu Säkularität hat sich der Begriff 
der Postsäkularität etabliert. Der zentrale Impuls hierzu kam – bekann-
termaßen – von Jürgen Habermas mit seiner Rede zum Friedenspreis des 
deutschen Buchhandels und hat in den einschlägigen Diskursen intensi-
ven Widerhall gefunden. Die Kennzeichnung mit ‚postsäkular‘ hebt nun 
insbesondere darauf ab, dass sich die Religion(en) auch in einem weithin 
säkularen Umfeld behaupten und infolgedessen die (vermeintlich postre-
ligiösen) Gesellschaften mit einem Fortbestehen der Religionsgemein-
schaften und deren bleibende soziale und politische Relevanz rechnen 
müssen (Höhn 2007, 15). Höhn spricht hier von der „Persistenz der Re-
ligion inmitten ungebremster Prozesse ihrer Bestreitung und Überwin-
dung.“ (Höhn 2014, 154) Überdies wird mit ‚postsäkular‘ ein Perspek-
tivwechsel artikuliert, der sich auf die „Reflexion des Verhältnisses von 
Gesellschaft und Religion angesichts der Einsicht in die kulturelle Un-
abgegoltenheit des Religiösen“ beziehen lässt (Höhn 2014,155). 
‚Säkular‘ wird somit durch ‚postsäkular‘ nicht abgelöst, sondern letztlich 
ergänzt: Es besteht ein komplementäres Verhältnis, das etwa auch seinen 
Ausdruck darin finden kann, wenn von säkularem Staat und postsäkula-
rer Gesellschaft die Rede ist. 
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4. Religionsfreiheit im säkularen und religionsfreundlichen Staat 

Zu den Signaturen der Säkularität wie der Postsäkularität gehört die 
Vielfalt von weltlichen und religiösen Überzeugungen in den Gesell-
schaften der Gegenwart. Gerade diese Vielfalt, die zuweilen konkurrie-
rend, vor allem aber konflikthaft sein kann, erfordert eine politisch-
soziale Ordnung, durch die Regeln für die grundlegende Freiheitssiche-
rung, für ein friedliches Miteinander der Mitglieder der Gesellschaft 
sowie für eine sozialverträgliche Konfliktregelung gesetzt werden. Da-
bei dürfen gerade in einem säkularen und gemeinhin als religionsfreund-
lich geltenden Staat die Bedeutung von weltanschaulichen Überzeugun-
gen und religiösen Bekenntnissen weder ignoriert noch gering geschätzt 
werden. Überdies soll deren Ausdruck als eine Quelle der Wertorientie-
rung und Sinndeutung nicht behindert, sondern anerkannt und gefördert 
werden. Und zwar nicht nur mit Blick auf das private Leben der Einzel-
nen, sondern auch hinsichtlich der gesellschaftlichen Verständigung 
über gemeinsame und unverzichtbare Werte und Ziele des Miteinander-
Lebens (Heimbach-Steins 2012, 16). Gerade dann, wenn im politischen 
Diskurs Wertefragen anstehen, kommen Anleihen religiöser Semantik 
ins Spiel (Höhn 2007, 15). Allein eine solide Ordnung der Freiheit – 
auch in religiösen Orientierungen – kann diesen Ansprüchen gerecht 
werden (Heimbach-Steins 2012, 14; Höhn 2007, 14). 

Religionsfreiheit als Menschenrecht 

Ein wesentliches Element dieser sozialen Ordnung der Freiheit ist das 
Recht auf Religionsfreiheit, das in freiheitlich-demokratischen Gesell-
schaften als selbstverständliche Errungenschaft gilt, in vielen Gesell-
schaften dieser Welt jedoch massiv verletzt wird – zumeist zum Nachteil 
jeweils religiöser Minderheiten. In seinem menschenrechtsethischen 
Charakter hat das Recht auf Religionsfreiheit Anteil am normativen 
Maßstab, der durch die Menschenrechte als solche gesetzt wird (Heim-
bach-Steins 2012, 12). Sie gewährleisten ihrem Anspruch nach einen 
zivilisierten Umgang mit Vielfalt und Verschiedenheit und ermöglichen 
auf diese Weise einen Frieden in Freiheit. Diese menschenrechtsethische 
Orientierung umfasst auch den Umgang mit Religion als einem sozialen 
Phänomen. Das Recht auf Religionsfreiheit als eines der unveräußerli-
chen Menschenrechte wird hier konkret (Heimbach-Steins 2012, 16f.). 
Nicht von ungefähr kommt überdies die Sichtweise, die im Recht auf 
Religionsfreiheit die Wurzel der modernen Menschenrechte erblickt. 
Der Rechtsgelehrte Hans Michael Heinig konstatiert, dass die Religions-
freiheit wohl so alt wie die Religion selbst sei (Heinig 2014, 105). Und 
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der Staatsrechtler Georg Jellinek charakterisierte – noch fern von den 
heutigen Debatten und Streitfragen – zu Beginn des 20. Jahrhunderts die 
Religionsfreiheit als „Urfreiheit“ (Jellinek 1919). 
Als heutige Verfassungsnorm kennt der Rechtsanspruch auf Religions-
freiheit eine individuelle sowie eine kollektiv-korporative Komponente. 
Dem menschlichen Individuum gewährt sie im Verbund mit anderen 
Freiheitsansprüchen, die das persönliche Gewissen, die Gedanken und 
die Meinungsbildung bzw. -äußerung betreffen, die geistigen Entfal-
tungsmöglichkeiten des Menschen. Diese „sind auf die Würde des Men-
schen bezogen und konstituieren im Wesentlichen mit, was den Einzel-
menschen zum freien Individuum macht“; zudem eröffnen sie als Reali-
sierung des forum externum „den Freiraum, Glaubensüberzeugungen 
nach außen hin zu leben, Gewissensentscheidungen zu befolgen, Gedan-
ken zu äußern und seine Meinung öffentlich zu äußern.“ (Kotzur 2012, 
251) Die kollektiv-korporative Seite betrifft das Verhältnis zwischen 
dem Staat und den Religionsgemeinschaften. Grundintention ist hierbei 
„deren Schutz und deren Teilhabe am öffentlichen Leben. Die rechtli-
chen Regelungen zur korporativen Komponente der Religionsfreiheit 
konstituieren die Voraussetzung und Grundlage eines modernen und 
menschenrechtlich konzipierten Religionsverfassungsrechtes.“ (Kotzur 
2012, 251) Dieser so genannte Status corporationis meint das Recht, 
„eine religiöse Vereinigung zu gründen und ihr rechtliche wie tatsächli-
che Handlungs- und Gestaltungsspielräume zu eröffnen“ (Kotzur 2012, 
252). 

Religiöse und weltanschauliche Selbstbestimmung 

Von den vielen diskussions- und erörterungswürdigen Aspekten im Dis-
kursfeld ‚Religionsfreiheit‘ sollen uns in unserem Kontext lediglich zwei 
Fragen interessieren. Erstens: Was schützt nun konkret die Religions-
freiheit? Und zweitens: Wer bestimmt eigentlich den Inhalt des Schutz-
würdigen? Wenden wir uns zunächst der zweiten Frage zu. Denn mit 
ihrer Beantwortung erschließt sich letztlich auch die Antwort auf die 
erste Frage. Dem Sozialethiker Daniel Bogner zufolge, der das Recht auf 
Religionsfreiheit historisch betrachtet zum unbestrittenen Kern des Men-
schenrechtsethos zählt, kommt den Religionsgemeinschaften selber bei 
der Auslegung des Rechtsanspruchs eine tragende Rolle zu. Denn es 
würde dem genuinen Schutzanspruch der Religionsfreiheit zuwider lau-
fen, wenn staatliche Gesetzgebung und Rechtsprechung eigenmächtig 
ein bestimmtes Verständnis von religiöser Praxis heranziehen würden 
(Bogner 2012, 3). Bogner betont im Anschluss an Heiner Bielefeldt, 
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dem Sonderberichterstatter der Vereinten Nationen für das Recht auf 
religiöse Freiheit, dass gerade die Religionsfreiheit mehr als andere 
Rechtsansprüche konzeptionellen und systematischen Herausforderun-
gen ausgesetzt ist, die den Schutzanspruch dieses Rechts zu verdunkeln 
drohen. Das gilt vor allem dann, „wenn in gesellschaftlichen Auseinan-
dersetzungen das Recht auf Religionsfreiheit gegen die Meinungsfreiheit 
ausgespielt wird, wenn im Rahmen kulturell-politischer Identitätspoliti-
ken die interreligiöse Harmonie so stark beschworen wird, dass religiöse 
Minderheiten auf der Strecke bleiben, oder wenn mit dem Kampf gegen 
eine vermeintliche ‚Diffamierung von Religion‘ eher die Religion als 
institutionelles System geschützt werden soll, als die religiöse Praxis 
von Gläubigen.“ (Bogner 2012, 4) 
Nach Bogner entspricht es der Natur religiöser Praxis, „dass sie sich im 
sozialen Feld aufgrund eigener, eben religiöser Kriterien bestimmt. 
Demnach können sich Religionen nicht von außerhalb, etwa vom Staat 
definieren lassen, worin ihr Handeln und ihre öffentliche Sichtbarkeit 
manifest werden dürfen.“ ( Bogner 2012, 4) Einerseits gebietet die staat-
liche Neutralitätspflicht in religiös-weltanschaulichen Dingen die Zu-
rückhaltung des Staates, andererseits hat der Grundrechtsträger, hier also 
das religiöse Individuum bzw. die religiöse Gemeinschaft, durch sein 
bzw. ihr Selbstverständnis den Schutzbereich des Grundrechtes ange-
messen zu bestimmen (Bogner 2012, 4). Das Respektieren religiöser 
oder weltanschaulicher Selbstbestimmung, die wesentlich durch subjek-
tive Entscheidung und existenzielle Interpretation geprägt ist, verlangt 
vom Staat, dass er nicht als Instanz auftreten kann, „die vollmächtig 
darüber befindet, was legitimerweise Ausdruck eines religiösen Be-
kenntnisses sein kann oder nicht. Als Garant des Freiheitsrechtes befin-
det sich der Staat in einem paradoxen Verhältnis zu den materialen 
Gehalten und dem Gegenstand, die zu schützen er sich verpflichtet: Er 
ist zur äußersten Zurückhaltung aufgefordert, was deren Bestimmung 
anbelangt, muss aber zugleich ein Wissen davon haben, was er eigent-
lich zu schützen hat.“ (Bogner 2012, 4) Durch eine einseitig geprägte 
oder zu stark ausgeübte Definitionsmacht des Staates bestünde die Ge-
fahr der Bedrängung religiöser Freiheit (Bogner 2012, 4). In der Ausle-
gung der Religionsfreiheit kommen infolgedessen ganz wesentlich die 
Gläubigen sowie die Religionsgemeinschaften ins Spiel. Beide sind ge-
fordert, zur Bestimmung dessen, was in angemessener Weise als 
Schutzbereich zu gelten hat, einen substanziellen Beitrag zu leisten. Sie 
tun dies, indem sie nachvollziehbar erklären, worin sich aus ihrer Sicht 
ihre eigene religiöse Praxis wesentlich und unverkennbar ausdrückt, und 
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in welcher Weise sie sich als religiöse Akteure verstehen und verstanden 
wissen wollen. Die Herausforderung, sich selbst und anderen Rechen-
schaft über das religiöse Selbstverständnis und darüber, was als unbe-
dingt schützenswert erachtet wird, abzulegen, setzt Bogner zufolge „ü-
berzeugende Wertungen und Urteile zum Status der eigenen religiösen 
Praxis voraus“ (Bogner 2012, 6). Geschichtliche, soziale und mentale 
Lagen tragen überdies zu einer Dynamik im individuellen wie kollekti-
ven religiösen Selbstverständnis bei (Bogner 2012, 8). 
Als Quellen der innerreligiösen Bestimmung des Schutzanspruchs auf 
religiöse Praxis benennt Daniel Bogner zunächst und zum einen die Dis-
kursgeschichte der Religion: Zu dieser zählen die lehrhaften Selbstbe-
stimmungen religiöser Praxis, wie sie aus den sakralen Texten und deren 
Exegese, aus theologischen Diskursen oder den autoritativen Äußerun-
gen der geistlichen Führer getroffen werden. Sie ermöglichen eine Be-
stimmung des Sinngehalts der Religion, den es zu berücksichtigen gilt, 
wenn das Selbstverständnis religiöser Akteure durch Recht und Politik 
in Augenschein genommen wird (Bogner 2012, 7). Zum anderen wird 
die performative Dimension der Religion und somit ihre praktizierte und 
aus sich wirkende Gestalt zur Quelle: Gemeint sind Bräuche, Traditio-
nen, Riten, ferner karitative und soziale Gewohnheiten (Bogner 2012, 7). 
Insofern Religion im Plural auftritt, ergibt sich daraus auch eine Vielzahl 
ihrer Äußerungsformen, die durch das Recht der Religionsfreiheit zu 
schützen ist. In der Konsequenz variieren durch diese religiöse Pluralität 
im Dogma und in der Praxis die Weisen, den Schutzbereich der Religi-
onsfreiheit konkret in Anspruch zu nehmen (Bogner 2012, 6). Gibt es 
nun keine externen Kriterien, die den Rechtsanspruch auf Religionsfrei-
heit einzuschränken vermögen? Doch. 
An seine Grenzen gerät die Orientierung an religionsinternen Kriterien 
aus meiner Sicht nun dort, wo die gesellschaftliche Grundordnung und 
Friedensorientierung gefährdet sind, wo das Recht auf Religionsfreiheit 
sinnwidrig beansprucht und überdehnt wird – insbesondere, dort, wo es 
zu Kollisionen mit anderen Freiheits- und Grundrechten kommt. Hier 
sind dann die aufgeklärte und informierte Rechtsmacht des Staates, der 
gesellschaftliche und politisch-ethische Diskurs, der Staat-Religion-
Dialog sowie letztlich Gesetzgebung und Rechtsprechung zur Bestim-
mung von Grenzen der Religionsfreiheit gefragt. Aktuelle Konfliktfelder 
wie das Kreuz in öffentlichen Räumen, das Tragen des Kopftuches bei 
staatlichen Bediensteten, der Bau sakraler Bauten und das allgemeine 
öffentliche Auftreten von Religionen führen uns diesen „Mechanismus“ 
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auf unterschiedlichen Ebenen, das heißt im nationalstaatlichen Rahmen 
wie im Kontext der Europäischen Union immer wieder vor Augen. 

5. Religionspluralität, Religionsfreiheit und „stabiler Dissens“ 

Die positive Dimension der Religionsfreiheit ermöglicht grundsätzlich, 
dass religiöse Überzeugungen und Argumente – eben als Inanspruch-
nahme des Freiheitsrechtes – in die gesellschaftlichen Debatten einge-
bracht werden können. Dies ist jedoch nicht unumstritten und wird im 
religionspolitischen Diskurs seit Jahren im Rekurs auf die einschlägigen 
Beiträge von John Rawls, Jürgen Habermas und Charles Taylor intensiv 
diskutiert. Vereinfacht betrachtet gibt es zwei entgegengesetzte Positio-
nen, die der Philosoph Martin Breul als „stabilen Dissens“ bezeichnet. 
Dieser Dissens besteht einerseits zwischen der Auffassung, dass religiö-
se Bürgerinnen und Bürger moralisch verpflichtet sind, ihre religiösen 
Überzeugungen nicht in den öffentlichen Diskurs einzubringen, und 
andererseits jener Auffassung, die genau diese restriktive Forderung 
ablehnt und im Gegenzug auf die substanzielle Rolle religiöser Über-
zeugungen für die politische Deliberation verweist (Breul, 2015, 100). 
Zentral ist demnach die Frage, inwiefern es legitim ist, religiöse Über-
zeugungen und Argumente in politische Diskussionen einzubringen: 
Sind religiöse Überzeugungen und Argumente legitime und das heißt 
zulässige Gründe in den öffentlichen Diskursen einer pluralistischen 
Gesellschaft (Breul 2015, 12)? Es ist „höchst umstritten, ob dieses Ein-
bringen religiöser Überzeugungen in öffentliche Diskurse ein legitimer 
Bestandteil der Religionsfreiheit und vielleicht sogar unabdingbar für 
eine vitale demokratische Kultur ist, oder ob durch eine derartige öffent-
liche Äußerung nicht die je eigenen, nur partikular begründeten Wert-
vorstellungen auf unzulässige Weise zu allgemein verbindlichen Nor-
men überhöht werden.“ (Breul 2015, 12) 

Moralische Zulässigkeit religiöser Gründe im öffentlichen Raum 

Prima facie ist die Frage nach der Legitimität bzw. Zulässigkeit religiö-
ser Gründe in der öffentlichen Diskussion eine moralische Frage. Denn 
es geht in erster Linie um die Entwicklung eines regulativen Ideals, an 
dem die Bürger im Rahmen eines säkularen Staates ihr argumentatives 
Auftreten in öffentlichen Diskursen ausrichten können (Breul 2015, 14). 
Breul zufolge geht es also nicht um die juristische Diskussion der Ver-
fassungsgemäßheit religiöser Argumente oder um eine strafrechtliche 
Sanktionierung religiöser Begründung, von der unklar bleibt, wie diese 
aussehen könnte, sondern es geht darum zu überprüfen und zu klären, ob 
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das Einbringen dieser Überzeugungen in ethische und politische Selbst-
vergewisserungsdiskurse moderner liberaler Gesellschaften als mora-
lisch legitim bewertet werden kann (Breul 2015, 14). Da dies eine 
grundsätzliche Fragestellung darstellt, geht es nicht darum zu überprü-
fen, ob die Verfassung eines bestimmten Landes kompatibel mit öffent-
lich vorgebrachten religiösen Argumenten ist, sondern um die generelle 
Reflexion auf die kontextübergreifende, moralische Zulässigkeit des 
Vorbringens religiöser Begründungen im öffentlichen deliberativen Dis-
kurs (Breul 2015, 15). Im Grunde genommen ist jede liberale Demokra-
tie mit der normativen Fragestellung konfrontiert, „wie ein vernunftge-
mäßer Umgang mit religiösen Überzeugungen in einer pluralistischen 
Gesellschaft gestaltet werden könnte.“ (Breul 2015, 16)  
Unproblematisch ist es, wenn allgemeinverbindliche Normen ad intra, 
also ausschließlich für die eigenen Gläubigen und Anhänger im Rück-
griff auf das partikulare Ethos begründet werden – ganz im Sinne des 
Rawls’schen „übergreifenden Konsenses“. Problematisch wird es jedoch 
dann, wenn im Rückgriff auf ein partikuläres Ethos, das etwa auf theo-
logischen Prämissen beruht, Normen gerechtfertigt werden, die für alle 
Mitglieder einer Gesellschaft verbindlich gelten sollen. Aus der Binnen-
perspektive einer Religionsgemeinschaft mag dies durchaus plausibel 
und logisch konsequent sein, aus der übergreifenden Sicht vor dem Hin-
tergrund einer liberal-pluralistischen Gesellschaftssituation ist dies je-
doch äußerst problematisch. Aus ethischer Perspektive stellt sich hier 
nämlich die Frage, ob ein Bürger seine moralischen Verpflichtungen 
verletzt, wenn er auf der Basis von religiösen Überzeugungen Normen 
rechtfertigt, die dann für alle Bürger gleichermaßen verbindlich sein 
sollen. Eine solche partikulare Rechtfertigung universaler Normen mit 
allgemeinverbindlichem Geltungsanspruch kann nicht als moralisch 
unbedenklich gelten. Wer nun im Zuge eines solchen partikulären Re-
kurses etwaigen Zulassungskriterien des öffentlichen Vernunftgebrauchs 
nicht entspricht, ist zwar nicht rechtlich zu belangen, aber doch mora-
lisch zu kritisieren (Breul 2015, 16).  
Die politischen Kontroversen um religiöse gerechtfertigte Normen las-
sen sich nach Breul in zwei Kategorien einteilen: Zum einen geht es um 
die Rechtfertigung von Ausnahmeregelungen, zum anderen um die 
Rechtfertigung von Freiheitseinschränkungen: „Ausnahmeregelungen 
sind dadurch gekennzeichnet, dass unter Rückgriff auf religiöse Über-
zeugungen und Argumente eine bestimmte gesellschaftliche Minderheit 
eine besondere Behandlung für die je eigene Minderheit rechtfertigen 
möchte. Ausnahmeregelungen haben also das Ziel‚ es bestimmten Per-
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sonen zu ermöglichen, sich entsprechend ihren sich von der Mehrheit 
unterscheidenden Glaubensüberzeugungen zu handeln.“ (Breul 2015, 
17) Religiös gerechtfertigte Freiheiteinschränkungen stellen nun „keine 
partikularen Dispensierungen von rechtlichen Pflichten auf Grundlage 
religiöser Überzeugungen dar, sondern sind vielmehr das Resultat einer 
Verallgemeinerung religiöser Überzeugungen, um zur Rechtfertigung 
von allgemeinverbindlichen politischen Normen und Gesetzen zu die-
nen.“ (Breul 2015, 18) Die Rechtfertigung von allgemein verbindlichen 
Normen durch den Rekurs auf religiöse Überzeugungen und Gründe ist 
für liberale politische Philosophen der zentrale Stein des Anstoßes: Denn 
hier werden Einschränkungen der freien Vollzüge aller Mitglieder einer 
Gesellschaft verhandelt (Breul 2015, 18). Die Forderung, religiöse Ü-
berzeugungen zu privatisieren, wird just dann erhoben, wenn religiöse 
Menschen allgemein verbindliche Normen oder Gesetze nur auf der Ba-
sis religiöser Überzeugungen rechtfertigen möchten und diese Rechtfer-
tigung und die daraus abgeleitete Normierung an die gesamte Gesell-
schaft adressieren (Breul 2015, 19). 
Aufgrund der Diagnose des stabilen Dissenses in der politisch-
philosophischen Debatte um das Einbringen von religiösen Überzeugun-
gen und den Anforderungen der öffentlichen Vernunft stellt sich letztlich 
die Frage, wie diese Grundsatzdebatte fruchtbar fortgeführt werden kann 
– und zwar mit dem Ziel, ein vernunftgemäßes Verhältnis zu religiösen 
Überzeugungen und politisch-öffentlichen Diskursen zu gestalten (Breul 
2015, 102). Im Sinne der positiven Religionsfreiheit muss schlussend-
lich im konstitutionellen Rahmen einer Gesellschaft die Möglichkeit für 
religiöse Menschen und Gemeinschaften bestehen, ihre Sicht der Dinge 
und moralischen Überzeugungen mit religiösen Wurzeln in den delibera-
tiven Verfahren eines demokratischen Gemeinwesen zu artikulieren. 
Dass dies auch ein Gebot der Fairness ist, legt der Gerechtigkeitsgrund 
der praktizierten und in Anspruch genommenen Freiheit mehr als nahe. 
Die Impulse, die von aktuellen religionspolitischen Problemen und Her-
ausforderungen ausgehen, sollten schlussendlich nicht hermetisch auf 
die akademischen Diskurse der Philosophen, Ethiker, Juristen und So-
ziologen beschränkt bleiben, sondern verstärkt auch seitens der betroffe-
nen Religionsgemeinschaften auf- und wahrgenommen und von diesen – 
religionsintern wie religionsübergreifend – in ihrer Relevanz für die Ge-
sellschaft intensiv, konstruktiv und zukunftsweisend erörtert werden. 
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